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Ausschuss für Umwelt und Klimaschutz 22.10.2019

Regionsausschuss 05.11.2019

Regionsversammlung 12.11.2019

"Klima in Not" - Klimaschutz der Region Hannover konkretisie-
ren und verbindlich festlegen
Änderungsantrag der Fraktionen SPD, CDU, Bündnis 90 / DIE 
GRÜNEN, FDP, LINKE und der Gruppen REGION und Regions-
Linke vom 08. Oktober 2019 zu der Vorlage 2322 (IV) Ant

Beschlussvorschlag der Fraktion/Gruppe:
Präambel:
Die Region Hannover sieht im menschenverursachten Klimawandel eine der größten Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts. Wir unterstützen die Zielsetzung der Fridays for 
Future Bewegung, die auf allen politischen Ebenen (Bundes- und Landesebene und aber 
auch auf dem Gebiet der Region) deutlich mehr Einsatz für die Umsetzung des Pariser 
Abkommens einfordert.
Auf der lokalen Ebene wollen wir Verantwortung dafür tragen und unseren Beitrag dazu 
leisten, dass die bestehenden Klimaschutzziele erreicht werden. Deshalb setzen wir uns 
konsequent für die Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes für die Region Hannover ein. 
Uns ist wichtig, dass die Klimaschutzarbeit der Region Hannover konsequent weiterentwi-
ckelt wird. Aktuelle technologische Entwicklungen, neueste wissenschaftliche Expertisen 
und Erkenntnisse des öffentlichen Diskurses sollen in der Fortschreibung des Klima-
schutzkonzeptes berücksichtigt werden.
Damit dies gelingt, werden Politik und Verwaltung weiterhin den Dialog und die Diskussion 
mit dem Kuratorium Klimaschutz und klimapolitischen Initiativen wie Fridays for Future 
suchen. Darüber hinaus wird es jährliche Berichte zu den klimapolitisch relevanten Sekto-
ren geben, wie beispielsweise: Wärmesektor, Gebäudesektor, Windenergie, Solarenergie 
und Verkehrssektor.
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Die Regionsverwaltung wird beauftragt, konkrete Maßnahmen zur Klimaoptimierung um-
zusetzen:

1. Ein Fonds für die einmalige Förderung von öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur 
für Elektro- oder Wasserstoffautos soll eingerichtet werden.

2. Moorschutz ist Klimaschutz. Aus diesem Grund soll ein Ankaufprogramm von weite-
ren Moorflächen zur Moorvernässung aufgelegt werden.

3. Bei zukünftigen Beschaffungen der Region Hannover (z. B. von Fahrzeugen und 
auch Verbrauchsmaterial) wird der Klimaaspekt berücksichtigt, wenn es die rechtli-
chen Rahmenbedingungen zulassen.

4. Bei den Drucksachen für die politische Beratung werden neben den finanziellen 
Auswirkungen auch mögliche Auswirkungen auf die Umwelt dokumentiert. (ja/nein, 
wenn ja, welche).

5. Der Wald als Klimaschutzfaktor soll eine stärkere Stellung bekommen. So soll ein 
Förderprogramm zum klimafreundlichen Aufforsten von Waldflächen eingerichtet 
werden. Begleitet werden sollen diese Maßnahmen durch waldökologische Bera-
tungsangebote, die durch die Region Hannover zur Verfügung gestellt werden.

6. Gemeinsam mit dem Landvolk, den Naturschutzverbänden (z.B. BUND und Nabu) 
und der Regionsverwaltung soll ein Konzept bis Oktober 2020 erarbeitet werden, 
welche Maßnahmen erforderlich sind, um Waldflächen an den Klimawandel anzu-
passen. Das Ziel muss es sein, mindestens zehn Prozent der Waldfläche als Natur-
wald zu belassen und einen Laubbaumanteil von über 65 % zu erreichen.

7. Wie in der Präambel beschrieben, wird die Verwaltung aufgefordert, jährliche Be-
richte zu den klimapolitisch relevanten Sektoren geben. Dazu gehören u.a. der 
Wärmesektor, der Gebäudesektor, die Windenergie, der Solarenergie und der Ver-
kehrssektor.

8. Die Verwaltung wird aufgefordert, die Intervalle der Veröffentlichung der CO2-Bilan-
zen zu verkürzen. Aus politischer Sicht ist ein Intervall von zwei bis drei Jahren an-
zustreben.  

9. Die Verwaltung wird aufgefordert, sich im Rahmen des geplanten Klimaschutzpro-
gramms 2030 der Bundesregierung zur Stärkung des ÖPNV durch die Einführung 
von „365 Euro Jahrestickets“ als Modellkommune zu bewerben. In diesem Zusam-
menhang soll auch der Einsatz und die Verbreitung von Ridesharing in der Region 
Hannover geprüft werden.

10.Der Ausschuss für Umwelt und Klimaschutz trifft sich einmal jährlich mit dem Klima-
weisenrat der Klimaschutzregion Hannover, um den Sachstand der Umsetzung aus 
diesem Antrag zu überprüfen und zu erörtern.

Sachverhalt:
Begründung erfolgt mündlich.

Finanz. . / personelle Auswirkungen:
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Aus der Drucksache ergeben sich finanzwirtschaftliche Auswirkungen (Erträge, Auf-
wendungen, Investitionskosten) unmittelbar auf den Haushalt der Region Hannover:

Ja: Nein:
Produktnummer: Investitionsnummer:

Aus der Drucksache ergeben sich dauerhafte Auswirkungen auf Personal- und Sach-
aufwendungen im Haushalt der Region Hannover:
(Dauerhafte Auswirkungen sind personelle Verstetigungen ab einem Jahr.)

Ja: Nein:

Aktuelles 
Haushaltsjahr

Aktuelles 
Haushaltsjahr 

+ 1 Jahr

Aktuelles 
Haushaltsjahr 

+ 2 Jahre

Aktuelles 
Haushaltsjahr 

+ 3 Jahre

Ergebnishaushalt:
Veranschlagte Erträ-
ge
Mehr-/ Minderbetrag 
bei Erträgen
Veranschlagte Auf-
wendungen
Mehr-/ Minderbetrag 
bei Aufwendungen
Investitionen:
Veranschlagte Ein-
zahlungen
Mehr-/ Minderbetrag 
bei Einzahlungen
Veranschlagte Aus-
zahlungen
Mehr-/ Minderbetrag 
bei Auszahlungen

Anlage(n):
keine
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